
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 

Städteverband Schleswig-Holstein  Reventlouallee 6  24105 Kiel    Fon 0431 / 57 00 50 30  Fax 0431 / 57 00 50 35 
e-mail: info@staedteverband-sh.de    Internet: http://www.staedteverband-sh.de 

058-2017_Mai-Steuerschätzung_Regionalisierung.docx 

S t ä d t e b u n d  S t ä d t e t a g  

 

 

Städteverband Schleswig-Holstein – Reventlouallee 6 – 24105 Kiel 

AZ: 22.00.15 zi-sk  Kiel, 16.05.2017 
 
 

Rundschreiben Nr. 058/2017 
 
 
 
Ergebnisse der 151. Sitzung des Arbeitskreises „Steuerschätzungen“ 

- REGIONALISIERUNG - 

 

 
Vom 09. bis 11. Mai. 2017 hat in Bad Muskau die 151. Sitzung des Arbeitskreises „Steuer-
schätzungen“ stattgefunden. Geschätzt wurden die Steuereinnahmen für die Jahre 2017 bis 
2021. Über das bundesweite Ergebnis haben wir mit Rundschreiben Nr. 057/2017 informiert.  
 

Die Regionalisierung für Schleswig-Holstein ergibt folgendes Bild: 

 

1. Grundannahmen zur wirtschaftlichen Entwicklung 

 
Der Steuerschätzung liegen die gesamtwirtschaftlichen Eckwerte der Frühjahrsprojektion der 
Bundesregierung vom 26. April 2017 zugrunde. 
 
Für das Jahr 2017 wird ein Zuwachs des Bruttoinlandsprodukts von real 1,5 v.H. erwartet. 
Damit wird die Annahme der Herbstprojektion zur November-Schätzung (1,4 v.H.) leicht 
nach oben korrigiert. Für das kommende Jahr 2018 wird ein weiter verstärkter Anstieg auf 
1,6 v.H. (bisher 1,4 v.H.) erwartet. Im folgenden mittelfristigen Projektionszeitraum bis 2021 
wird - unverändert zur Herbstprojektion - mit einer Wachstumsrate von 1,4 v.H. gerechnet. 
 
Grundlage dafür sind folgende Rahmenbedingungen: 
Das Wirtschaftswachstum wird hauptsächlich von der Inlandsnachfrage getragen. Besonders 
kräftige Impulse kommen dabei von den Bauinvestitionen. Niedrige Zinsen, eine hohe Nach-
frage nach Wohnungen und zunehmende öffentliche Investitionen sind die Basis dafür. Be-
schäftigungs- und Lohnzuwächse sowie Rentenerhöhungen ermöglichen zudem trotz anzie-
hender Preise höhere Konsumausgaben der privaten Haushalte. Dabei wird das Verbrau-
cherpreisniveau im Jahr 2017 vor allem aufgrund steigender Preise für Energie und Nah-
rungsmittel um 1,8 v.H. und im Jahr 2018 um 1,6 v.H. zunehmen, nach 0,5 v.H. im Jahr 
2016. 
 
Die Erwerbstätigkeit soll im Jahr 2017 um mindestens 530.000 und im Jahr 2018 um 
310.000 Personen auf das Rekordniveau von rd. 44,4 Mio. Personen im Jahr 2018 anstei-
gen. Die Arbeitslosigkeit dürfte im Jahresdurchschnitt 2017 um 140.000 Personen zurückge-
hen und im kommenden Jahr in etwa unverändert bleiben. 
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Eine Zusammenfassung ausgewählter gesamtwirtschaftlicher Eckwerte ist in ANLAGE 1 
enthalten. 
 
Nach Einschätzung der Bundesregierung stellen diese Annahmen aus heutiger Sicht den 
wahrscheinlichsten Verlauf der wirtschaftlichen Entwicklung für Deutschland dar. Allerdings 
sind sie naturgemäß mit Unsicherheiten behaftet. Dies gilt insbesondere für die Ausrichtung 
der Wirtschaftspolitik der Vereinigten Staaten und die Auswirkungen des Brexit-Prozesses. 
Eine Verschärfung der geopolitischen Konflikte und protektionistische Tendenzen sowie Ri-
siken für die Finanzmarktstabilität zählen aus heutiger Sicht zu den Hauptrisikofaktoren für 
die wirtschaftliche Entwicklung. 
 
Allerdings birgt das außenwirtschaftliche Umfeld auch Chancen für eine günstigere Entwick-
lung. Eine leicht zunehmende Beschleunigung der weltwirtschaftlichen Erholung könnte die 
Investitionen im kapitalintensiven Exportbereich stärker ansteigen lassen als erwartet. Im Eu-
roraum könnte der Aufschwung im Zuge der immer noch sehr expansiv ausgerichteten 
Geldpolitik kräftiger ausfallen. Darüber hinaus könnten die derzeit expansiven Impulse - nicht 
zuletzt durch Wechselkurs, Zinsen und Wirtschaftspolitik - stärker wirken als angenommen. 
 
Diese Frühjahrsprojektion der Bundesregierung entspricht für das laufende Jahr der von den 
Wirtschaftsforschungsinstituten in ihrer Gemeinschaftsdiagnose vom 12. April 2017 geäußer-
ten Erwartung für das Wirtschaftswachstum (+1,5 v.H.). Für 2018 erwarten die Institute einen 
noch deutlicheren Anstieg von 1,8 v.H. im Vergleich zur Regierungsprojektion von 1,6 v.H. 
 
 

2. Regionalisiertes Schätzergebnis für Schleswig-Holstein 

 
2.1  Auswirkungen auf das Land 
 
Nach der Regionalisierung der Schätzergebnisse werden sich die Einnahmen aus dem 
Steueraufkommen, dem Länderfinanzausgleich (LFA), den Bundesergänzungszuweisungen 
(BEZ) sowie den Kfz-Steuer-Ersatzleistungen des Bundes von 2017 bis 2021 voraussichtlich 
wie folgt entwickeln: 
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Das Gesamteinnahmeniveau wird von rd. 9,5 Mrd. Euro im Haushalt 2017 um rd. 1,6 Mrd. 
Euro auf rd. 11,1 Mrd. Euro im Jahr 2021 ansteigen. 
 
Für das Jahr 2017 wird das Aufkommen auf rd. 9,53 Mrd. Euro geschätzt. Es steigt damit 
gegenüber dem Ist 2016 leicht um rd. 21 Mio. Euro. Im Vergleich zum Haushalt 2017 
(Grundlage November-Schätzung) ist dies ein Zuwachs von rd. 59 Mio. Euro. 
 
Im Jahr 2018 werden Einnahmen in Höhe von rd. 9,88 Mrd. Euro erwartet. Gegenüber den 
Eckwerten für den Haushaltsentwurf (Grundlage November-Schätzung) bedeutet dies eine 
Steigerung um rd. 66 Mio. Euro. 
 
In den Jahren 2019, 2020 und 2021 soll sich das Aufkommen dann im Vergleich zu den 
Eckwerten für die Finanzplanung (Grundlage November-Schätzung) um Beträge von rd. 105, 
129 und 162 Mio. Euro weiter erhöhen. 
 
Ein Gesamtüberblick der Ergebnisse ist in ANLAGE 3 enthalten. 
 
2.2 Auswirkungen auf die Kommunen 
 
Auch bei den Einnahmen der Kommunen wird für den Zeitraum bis zum Jahr 2021 eine Stei-
gerung gegenüber den bisherigen Erwartungen prognostiziert. 
 

 
 
Das Gesamteinnahmeniveau der Kommunen steigt unter Berücksichtigung der Einnahmen 
aus dem kommunalen Finanzausgleich von rd. 4,75 Mrd. Euro im Jahr 2017 um rd. 840 Mio. 
Euro auf rd. 5,59 Mrd. Euro im Jahr 2021. 
 
Für 2017 wird ein Zuwachs von rd. 109 Mio. Euro gegenüber den Ergebnissen der Novem-
ber-Schätzung erwartet. Darin enthalten ist ein vorgezogener KFA-Abrechnungsbetrag i.H.v. 
rd. 45 Mio. Euro. Gegenüber dem Ist 2016 ist dies eine Steigerung um rd. 334 Mio. Euro. 
 
In den kommenden Jahren wird dann mit Steigerungen gegenüber der letzten Schätzung 
i.H.v. rd. 95 Mio. Euro für 2018, rd. 119 Mio. Euro für 2019, rd. 294 Mio. Euro für 2020 und 
rd. 321 Mio. Euro für 2021 gerechnet. 
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Bei den originären Steuereinnahmen der Kommunen wird für das Jahr 2017 ein Aufkommen 
von rd. 2,99 Mrd. Euro geschätzt. Gegenüber dem Ist 2016 soll es damit um rd. 143 Mio. Eu-
ro steigen, dies ist ein Zuwachs von rd. 64 Mio. Euro im Vergleich zur November-Schätzung. 
 
Für 2018 wird dann eine Steigerung von rd. 64 Mio. Euro und 2019 von rd. 97 Mio. Euro er-
wartet. In 2020 beträgt der Zuwachs insbesondere durch den Wegfall der erhöhten Gewer-
besteuerumlage rd. 237 Mio. Euro und 2021 rd. 254 Mio. Euro. 
 
Ein Gesamtüberblick der Ergebnisse ist in ANLAGE 4 enthalten. 
 
 

III. Fazit 

 
So positiv die Entwicklung der Einnahmeseite auch ist, so differenziert muss die kommunale 
Finanzlage betrachtet werden, indem nicht nur die Einnahmen und Ausgaben saldiert, der 
Investitionsrückstand einbezogen und die Altschuldenlast berücksichtigt wird. 
 
Auch die positiv verlaufende Einnahmeentwicklung im Jahr 2016 hat nicht zu einem positiven 
Finanzierungssaldo für die kommunale Ebene geführt.   
 

 

 
Die Übersicht macht deutlich, dass es trotz sehr guter Einnahmeentwicklung nicht gelingt, 
die Ausgaben zu decken. Die Spreizung zwischen den südlichen Bundesländern und den 
Kommunen im Norden beträgt bis zu 200 € je Einwohner. 
 
 
 
 
 
 



 Seite - 5 - 

Eine aktuelle Untersuchung auf Basis des KfW-Panels ergibt folgendes Bild: 
 

 

 
Angesichts der guten Zahlen für das Land Schleswig-Holstein ist es dem Land möglich, sei-
ne Kommunen besser auszustatten und sie damit in die Lage zu versetzen, ihrer Infrastruk-
turverantwortung nachzukommen, die Integrationsaufgaben zu bewältigen und die hohen 
Sozialausgaben zu schultern. Die Digitalisierung von Verwaltungsprozessen und die Investi-
tionen in die frühkindliche und die Bildungsinfrastruktur benötigen ebenfalls enorme fiskali-
sche Ressourcen, über die die Kommunen in Schleswig-Holstein zurzeit nicht verfügen.  
 
Wir können nicht bis zum Jahr 2020 warten, bis alle Berechnungen zur Korrektur des Kom-
munalen Finanzausgleichs abgeschlossen sind. Die Kommunen benötigen kurzfristig eine 
Erhöhung der Dotation aus dem Kommunalen Finanzausgleich mindestens in Höhe des seit 
dem Jahr 2007 währenden Eingriffs in den kommunalen Finanzausgleich (120 Mio. € jähr-
lich). 
 
 

*** 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweis zum Download der Rundschreiben und anderer Mitteilungen: 
Für alle Mitgliedskörperschaften stehen die Rundschreiben im "Mitgliederservice" auf der Homepage des Städteverbandes Schleswig-Holstein als 
Datei zur Verfügung.  
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